
Anlage II 

Synopse 
(= Gegenüberstellung, vergleichende Darstellung) 

 
der Änderungen im Entwurf der 1. Änderungssatzung 

zur Satzung über die Erhebung von Vergnügungssteuer in der Gemeinde Rosendahl 
 
 

Text Neufassung:  Text Altfassung:  Bemerkungen, Erläuterungen 

 
Präambel 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV 
NRW S. 666/SGV NRW 2023) - in der aktuell 
gültigen Fassung - und der §§ 1 bis 3 und § 20 
Abs. 2 Buchst. b des Kommunalabgabengeset-
zes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) 
vom 21. Oktober 1969 (GV NRW S. 712/SGV 
NRW 610) - in der jeweils geltenden Fassung - 
hat der Rat der Gemeinde Rosendahl in seiner 
Sitzung vom (Datum) folgende Vergnügungs-
steuersatzung beschlossen: 
 
 
 
 
 
 
 

I. Allgemeine Bestimmungen 
 

§ 1 
Steuergegenstand 

 
Der Besteuerung unterliegen die im Gebiet der 
Gemeinde Rosendahl veranstalteten nachfol-
genden Vergnügungen (Veranstaltungen): 

 
Präambel 

Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV 
NRW S. 666/SGV NRW 2023), zuletzt geän-
dert durch Gesetz zur Errichtung einer Ge-

meindeprüfungsanstalt vom 30.04.2002 (GV. 
NRW. 2002, S. 160) und der §§ 1 bis 3 und § 

20 Abs. 2 Buchst. b des Kommunalabgabenge-
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(KAG) vom 21.Oktober 1969 (GV NRW S. 

712/SGV NRW 610), zuletzt geändert durch 
Art. 74 des Gesetzes zur Anpassung des Lan-
desrechts an den Euro vom 25.09.2001 (GV. 

NRW. 2001 S. 708), hat der Rat der Gemeinde 
Rosendahl in seiner Sitzung vom 06. März 

2003 folgende Vergnügungssteuersatzung be-
schlossen: 

 
 

I. Allgemeine Bestimmungen 
 

§ 1 
Steuergegenstand  

 
Der Besteuerung unterliegen die im Gebiet der 
Gemeinde Rosendahl veranstalteten nachfol-
genden Vergnügungen (Veranstaltungen): 

 
 
Anpassung der Präambel. Bei den Gesetzen 
wird zukünftig nur noch auf die aktuell gülti-
gen Fassung verwiesen. 
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1. Tanzveranstaltungen gewerblicher Art; 
 
2. Striptease-Vorführungen und Darbietungen 
 ähnlicher Art; 
 
3. Vorführungen von pornographischen und 

ähnlichen Filmen oder Bildern – auch in 
Kabinen –; 

 
4. Sex- und Erotikmessen 
 
5.  Ausspielungen von Geld oder Gegenstän-

den in Spielklubs, Spielkasinos und ähnli-
chen Einrichtungen; 

 
6. das Halten von Spiel-, Musik-, Geschick-

lichkeits- , Unterhaltungs- oder ähnlichen 
Apparaten in 
 
a)  Spielhallen oder ähnlichen Unterneh-

men, 
b)  Gastwirtschaften, Beherbergungsbetrie-

ben, Vereins-, Kantinen- oder ähnlichen 
Räumen sowie an anderen für jeden 
zugänglichen Orten. 

 
Als Spielapparate gelten insbesondere auch 
Personalcomputer, die überwiegend zum 
individuellen Spielen oder zum gemeinsa-
men Spielen in Netzwerken oder über das 
Internet verwendet werden. 

 
 

§ 2 
Steuerfreie Veranstaltungen 

 
Steuerfrei sind 

 
1. Tanzveranstaltungen gewerblicher Art; 
 
2.  Striptease-Vorführungen und Darbietungen 

ähnlicher Art; 
 
3.  Vorführungen von pornographischen und 

ähnlichen Filmen oder Bildern – auch in 
Kabinen-; 

 
 
 
4. Ausspielungen von Geld oder Gegenstän-

den in Spielklubs, Spielkasinos und ähnli-
chen Einrichtungen; 

 
5. das Halten von Spiel-, Musik-, Geschick-

lichkeits- , Unterhaltungs- oder ähnlichen 
Apparaten in 
 

a) Spielhallen oder ähnlichen Unternehmen, 
 

b) Gastwirtschaften, Beherbergungsbetrie-
ben, Vereins-, Kantinen- oder ähnlichen 
Räumen sowie an anderen für jeden zu-
gänglichen Orten.  

 
Als Spielapparate gelten insbesondere auch 
Personalcomputer, die überwiegend zum in-
dividuellen Spielen oder zum gemeinsamen 
Spielen in Netzwerken oder über das Internet 
verwendet werden. 

 
 

§ 2 
Steuerfreie Veranstaltungen 

 
Steuerfrei sind 
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1. Familienfeiern, Betriebsfeiern und nicht ge-

werbsmäßige Veranstaltungen von Verei-
nen; sowie Brauchtumsveranstaltungen, 

 
2. Veranstaltungen von Gewerkschaften, poli-

tischen Parteien und Organisationen sowie 
von Religionsgemeinschaften des öffentli-
chen Rechts oder ihrer Organe; 

 
3. Veranstaltungen, deren Überschuss aus-

schließlich und unmittelbar zu mildtätigen 
oder gemeinnützigen Zwecken im Sinne der 
§§ 52, 53 AO verwendet wird, wenn der 
Zweck bei der Anmeldung nach § 9 ange-
geben worden ist und der verwendete Be-
trag mindestens die Höhe der Steuer er-
reicht; 

 
4. das Halten von Apparaten nach § 1 Nr. 6 im 

Rahmen von Volksbelustigungen, Jahr-
märkten, Kirmessen und ähnlichen Veran-
staltungen. 

 
 

§ 3 
Steuerschuldner 

 
(1) Steuerschuldner ist der Unternehmer der 

Veranstaltung (Veranstalter). In den Fällen 
des § 1 Nr. 6 ist der Halter der Apparate 
(Aufsteller) Veranstalter.  
 

(2) Neben dem Veranstalter ist auch derjenige 
Steuerschuldner, dem aufgrund ordnungs-
rechtlicher Vorschriften die Spielhallener-
laubnis oder Aufstellerlaubnis erteilt wurde, 
sowie der Inhaber der Räume oder Grund-

 
(1) Familienfeiern, Betriebsfeiern und nicht ge-

werbsmäßige Veranstaltungen von Verei-
nen, sowie Brauchtumsveranstaltungen; 

 
(2) Veranstaltungen von Gewerkschaften, poli-

tischen Parteien und Organisationen sowie 
von Religionsgemeinschaften des öffentli-
chen Rechts oder ihrer Organe; 

 
(3) Veranstaltungen, deren Ertrag ausschließ-

lich und unmittelbar zu mildtätigen oder 
gemeinnützigen Zwecken verwendet wird, 
wenn der Zweck bei der Anmeldung nach § 
11 angegeben worden ist und der verwen-
dete Betrag mindestens die Höhe der 
Steuer erreicht; 

 
 

(4) das Halten von Apparaten nach § 1 Nr. 5 im 
Rahmen von Volksbelustigungen, Jahr-
märkten, Kirmessen und ähnlichen Veran-
staltungen. 

 
 

§ 3 
Steuerschuldner 

 
Steuerschuldner ist der Unternehmer der Ver-
anstaltung (Veranstalter). In den Fällen des § 1 
Nr. 5 ist der Halter der Apparate (Aufsteller) 
Veranstalter. 
 
 
 
 

 
 

 
Brauchtumsveranstaltungen sind in der Mus-
tersatzung nicht vorgesehen. Es wird jedoch 
vorgeschlagen diese, wegen der örtlichen 
Feste (z. B, Schützenfeste usw.) in der Sat-
zung zu belassen. 
 
 
 
 
 
Verweis auf Gemeinnützigkeit nach der Ab-
gabenordnung und auf § 11 anstatt bisher § 
9 dieser Satzung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 3 der Mustersatzung sieht lediglich die bis-
herige Regelung vor. Sinnvoller ist jedoch die 
Ausweitung der Steuerschuldnerschaft auf 
den in Absatz 2 genannten Personenkreis 
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stücke, in oder auf denen die Veranstal-
tung stattfindet, sofern dieser an den Ein-
nahmen oder dem Ertrag aus der Veran-
staltung beteiligt ist oder im Rahmen der 
Veranstaltung Speisen und Getränke ver-
kauft. 
 

(3) Die Steuerschuldner sind Gesamtschuld-
ner im Sinne des § 44 AO. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 4 
Erhebungsformen 

 
(1) Die Steuer wird erhoben als  
 
 1. Kartensteuer nach §§ 5 und 6, 
 2. Pauschalsteuer nach §§ 7 bis 10. 
 
(2) Ist die Pauschalsteuer höher als die Karten-

steuer, wird die Pauschalsteuer erhoben. 
(3) Die Steuer ist für jede Veranstaltung geson-

dert zu berechnen. Finden im Zeitraum ei-
nes Kalendermonats mehrere Veranstal-
tungen gleicher Art desselben Veranstalters 
und am gleichen Ort statt, so wird eine 
Pauschalsteuer nach Absatz 1 Ziff. 2 nur 
dann erhoben, wenn bei Zusammenfas-
sung aller Veranstaltungen dieses Zeit-
raums die Pauschalsteuer höher ist als die 
Kartensteuer. 

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 4 in der alten Fassung wird aufgehoben. § 
5 wird § 4 
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II. Bemessungsgrundlage und Steuersätze 
 

§ 4 
Besteuerung nach Eintrittsgeldern  

 
(1) Wird für eine Veranstaltung ein Eintrittsgeld 

erhoben, so ist der Veranstalter verpflichtet, 
Eintrittskarten oder sonstige Ausweise, die 
im Sinne dieser Satzung als Eintrittskarten 
gelten, auszugeben. Diese müssen die Hö-
he des Eintrittsgeldes beziffern. Bei der 
Anmeldung der Veranstaltung (§ 9) hat der 
Veranstalter die Eintrittskarten oder sonsti-
gen Ausweise, die zu der Veranstaltung 
ausgegeben werden sollen, der Gemeinde 
Rosendahl vorzulegen. 

 
(2) Der Veranstalter ist verpflichtet, auf die Ein-

trittspreise sowie gegebenenfalls auf Art 
und Wert der Zugaben nach Abs. 5 am 
Eingang zu den Veranstaltungsräumen und 
an der Kasse in geeigneter Weise an für die 
Besucher leicht sichtbarer Stelle hinzuwei-
sen. 

 
 
 
 
 
 
 

(3) Über die ausgegebenen Eintrittskarten oder 
sonstigen Ausweise hat der Veranstalter für 
jede Veranstaltung einen Nachweis zu füh-
ren. Dieser ist sechs Monate lang aufzube-
wahren und der Gemeinde Rosendahl auf 
Verlangen vorzulegen. 

 

II Kartensteuer 
 

§ 5 
Eintrittskarten 

 
(1)  Wird für eine Veranstaltung ein Eintritts-

geld erhoben, so ist der Veranstalter ver-
pflichtet, Eintrittskarten oder sonstige Aus-
weise, die im Sinne dieser Satzung als Ein-
trittskarten gelten, auszugeben. 

 
 
 
 
 
 
 

(2)  Der Veranstalter ist verpflichtet, auf die 
Eintrittspreise sowie gegebenenfalls auf Art 
und Wert der Zugaben nach § 6 Abs. 2 am 
Eingang zu den Veranstaltungsräumen und 
an der Kasse in geeigneter Weise an für 
die Besucher leicht sichtbarer Stelle hinzu-
weisen. 

 
(3) Bei der Anmeldung der Veranstaltung (§ 

11) hat der Veranstalter die Eintrittskarten 
oder sonstigen Ausweise, die zu der Ver-
anstaltung ausgegeben werden sollen, der 
Gemeinde Rosendahl vorzulegen. 

 
(4) Über die ausgegebenen Eintrittskarten oder 

sonstigen Ausweise hat der Veranstalter für 
jede Veranstaltung einen Nachweis zu füh-
ren. Dieser ist sechs  
Monate lang aufzubewahren und der Ge-
meinde Rosendahl auf Verlangen vorzule-
gen. 

 
 
Zu § 4 bis § 8: 
 
Die begriffliche Unterscheidung bei den Er-
hebungsformen zwischen der „Kartensteuer“ 
und der „Pauschsteuer“ ist aufgegeben wor-
den. Verwaltungsgerichte haben sich immer 
wieder an dem Begriff „Pauschsteuer“ ge-
stört, nachdem die Besteuerung nach dem 
Einspielergebnis eigentlich keine pauschale 
Art der Besteuerung mehr darstellt (anders, 
als dies früher nach der Anzahl der Apparate 
der Fall war). In einem neuen Abschnitt 2 
(Bemessungsgrundlage und Steuersätze) 
wird jetzt unterschieden nach der Besteue-
rung nach Eintrittsgeldern, nach der Besteu-
erung nach dem Spielumsatz, nach der Be-
steuerung nach der Größe des benutzten 
Raumes, nach dem Spieleinsatz und nach 
der Roheinnahme. 
 
 
 
 
§ 5 „Absatz 3 der alten Fassung wird zu § 4 
Absatz 1 Satz 3. 
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(4) Die Abrechnung der Eintrittskarten ist der 
Gemeinde Rosendahl binnen 7 Werktagen 
nach der Veranstaltung, bei regelmäßig 
wiederkehrenden Veranstaltungen monat-
lich bis zum 7. Werktag des nachfolgenden 
Kalendermonats vorzulegen. 

 
 
 
 

(5) Die Steuer wird nach dem auf der Karte 
angegebenen Preis und der Zahl der aus-
gegebenen Eintrittskarten berechnet. Sie ist 
nach dem Entgelt zu berechnen, wenn die-
ses höher ist als der auf der Eintrittskarte 
angegebene Preis.  

 Entgelt ist die gesamte Vergütung, die vor, 
während oder nach der Veranstaltung für 
die Teilnahme erhoben wird. In einem Teil-
nahmeentgelt enthaltene Beträge für Spei-
sen und Getränke oder sonstige Zugaben 
bleiben bei der Steuerberechnung außer 
Ansatz. Sofern der Wert der den Teilneh-
mern gewährten Zugaben nicht exakt ermit-
telt werden kann, legt die Gemeinde den 
Abzugsbetrag nach Satz 4 unter Würdigung 
aller Umstände pauschal fest. 

 
(6) Der Steuersatz beträgt 22,0 v. H. des Ein-

trittspreises oder Entgelts. Die Gemeinde 
Rosendahl kann den Veranstalter vom 
Nachweis der Anzahl der ausgegebenen 
Eintrittskarten und ihrer Preise befreien und 
den Steuerbetrag mit ihm vereinbaren, 
wenn dieser Nachweis im Einzelfall beson-
ders schwierig ist. 

 
 

(5) Die Abrechnung der Eintrittskarten ist der 
Gemeinde Rosendahl binnen 7 Werktagen 
nach der Veranstaltung, bei regelmäßig 
wiederkehrenden Veranstaltungen monat-
lich bis zum 7. Werktag des nachfolgenden 
Kalendermonats vorzulegen. 
 

§ 6 
Steuermaßstab und Steuersatz 

 
(1) Die Kartensteuer wird nach dem auf der 

Karte angegebenen Preis und der Zahl der 
ausgegebenen Eintrittskarten (§ 5) berech-
net. Sie ist nach dem Entgelt zu berechnen, 
wenn dieses höher ist als der auf der Ein-
trittskarte angegebene Preis. 

(2)  Entgelt ist die gesamte Vergütung, die vor, 
während oder nach der Veranstaltung für 
die Teilnahme erhoben wird. In einem Teil-
nahmeentgelt enthaltene Beträge für Spei-
sen und Getränke oder sonstige Zugaben 
bleiben bei der Steuerberechnung außer 
Ansatz. Sofern der Wert der den Teilneh-
mern gewährten Zugaben nicht exakt ermit-
telt werden kann, legt die Gemeinde den 
Abzugsbetrag nach Satz 2 unter Würdi-
gung aller Umstände pauschal fest. 
 

(3)  Der Steuersatz beträgt 22,0 v. H. des Ein-
trittspreises oder Entgelts.  

 
(4)  Die Gemeinde Rosendahl kann den Ver-

anstalter vom Nachweis der Anzahl der 
ausgegebenen Eintrittskarten und ihrer 
Preise befreien und den Steuerbetrag mit 
ihm vereinbaren, wenn dieser Nachweis im 
Einzelfalle besonders schwierig ist. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu § 4 der neuen Fassung: 
 
§ 4 Abs. 5 Satz 5 trägt dem Problem Rech-
nung, dass Veranstalter Eintrittskarten zu-
nehmend mit einem Verzehrgutschein kom-
binieren und der Wert dieser Zugabe sich 
häufig nur schwer ermitteln lässt. Nunmehr 
kann die Kommune in solchen Fällen den 
Zugabeanteil nach billigem Ermessen schät-
zen. 
 
 
 
 
§ 6 der alten Fassung wird § 4 Absatz 5 der 
neuen Fassung 
 
 
§ 6 Absatz 3 der alten Fassung wird zu § 4 
Absatz 6 der neuen Fassung. 
 
§ 6 Absatz 4 der alten Fassung wird zu § 4 
Absatz 6 Satz 2 der neuen Fassung. 
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§ 5 
Besteuerung nach dem Spielumsatz 

 
(1) Für Spielklubs, Spielkasinos und ähnliche 

Einrichtungen erfolgt die Besteuerung nach 
dem Spielumsatz. Spielumsatz ist der Ge-
samtbetrag der eingesetzten Spielbeträge 
abzüglich Ausschüttungsbetrag. 

 
(2) Der Spielumsatz ist der Gemeinde Ro-

sendahl spätestens 7 Werktage nach der 
Veranstaltung zu erklären. Bei regelmäßig 
wiederkehrenden Veranstaltungen sind die 
Erklärungen monatlich bis zum 7. Werktag 
des nachfolgenden Monats abzugeben.  

 
(3) Der Steuersatz beträgt 6 v. H. Die Gemein-

de Rosendahl kann den Veranstalter von 
dem Einzelnachweis der Höhe des 
Spielumsatzes befreien und den Steuerbe-
trag mit ihm vereinbaren, wenn dieser 
Nachweis im Einzelfall besonders schwierig 
ist. 

 
§ 6 

Nach der Größe des benutzten Raumes 
 
(1) Für die Veranstaltungen nach § 1 Nrn. 1 – 2 

ist die Steuer nach der Größe des benutz-
ten Raumes zu erheben, wenn kein Ein-
trittsgeld erhoben wird. Die Größe des 
Raumes berechnet sich nach dem Flächen-
inhalt der für die Veranstaltung und die 
Teilnehmer bestimmten Räume einschließ-
lich des Schankraumes, aber ausschließlich 
der Küche, Toiletten und ähnlichen Neben-

III. Pauschalsteuer 
 

§ 7 
Nach dem Spielumsatz 

 
(1) Für Spielklubs, Spielkasinos und ähnliche 

Einrichtungen beträgt die Pauschalsteuer 6 
v. H. des Spielumsatzes. Spielumsatz ist 
der Gesamtbetrag der eingesetzten Spiel-
beträge. 

 
(2)  Der Spielumsatz ist der Gemeinde Ro-

sendahl spätestens 7 Werktage nach der 
Veranstaltung zu erklären. Bei regelmäßig 
wiederkehrenden Veranstaltungen sind die 
Erklärungen monatlich bis zum 7. Werktag 
des nachfolgenden Monats abzugeben. 
 

(3)  Die Gemeinde Rosendahl kann den Ver-
anstalter von dem Einzelnachweis der Höhe 
des Spielumsatzes befreien und den Steu-
erbetrag mit ihm vereinbaren, wenn dieser 
Nachweis im Einzelfalle besonders schwie-
rig ist. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
Der bisherige § 7 wird zu § 5 in der neuen 
Fassung. 
 
Die Festsetzung der Höhe der Pauschal-
steuer erfolgt nunmehr in § 5 Absatz 3 an-
statt in § 7 Abs. 1 Satz 1. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu § 6 der neuen Fassung: 
 
§ 6 der neuen Fassung wurde bisher in § 9 
der alten Fassung geregelt 
Die Differenzierung nach Veranstaltungen in 
geschlossenen Räumen und im Freien sollte 
nur bei Bedarf vorgenommen werden. 
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räumen. Entsprechendes gilt für Veranstal-
tungen im Freien. 

 
(2) Die Steuer beträgt je Veranstaltungstag und 

angefangene zehn Quadratmeter Veran-
staltungsfläche in geschlossenen Räumen 
1,50 Euro. Bei Veranstaltungen im Freien 
beträgt die Steuer 0,75 Euro je Veranstal-
tungstag und angefangene zehn Quadrat-
meter Veranstaltungsfläche. Endet eine 
Veranstaltung erst am Folgetag, wird ein 
Veranstaltungstag für die Berechnung zu 
Grunde gelegt. Die Gemeinde Rosendahl 
kann den Steuerbetrag mit dem Veranstal-
ter vereinbaren, wenn die Ermittlung der 
Veranstaltungsfläche besonders schwierig 
ist. 

 
 

§ 7 
Nach dem Spieleinsatz bzw. der Anzahl der 

Apparate  
 
(1) Die Steuer für das Halten von Spiel-, Musik-

, Geschicklichkeits-, Unterhaltungs- oder 
ähnlichen Apparaten mit Gewinnmöglichkeit 
bemisst sich nach dem Spieleinsatz, bei 
Apparaten ohne Gewinnmöglichkeit nach 
deren Anzahl. Spieleinsatz ist die Summe 
der von den Spielern je Apparat zur Erlan-
gung des Spielvergnügens aufgewendeten 
Beträge.  
 

(2) Besitzt ein Apparat mehrere Spieleinrich-
tungen, so gilt jede dieser Einrichtungen als 
ein Apparat. Apparate mit mehr als einer 
Spieleinrichtung sind solche, an denen 
gleichzeitig zwei oder mehr Spielvorgänge 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 8 
Nach der Anzahl der Apparate 

 
 

(1)  Die Pauschalsteuer für das Halten von 
Spiel-, Musik-, Geschicklichkeits-, Unterhal-
tungs- oder ähnlichen Apparaten wird nach 
deren Anzahl erhoben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu § 7 der neuen Fassung: 
 
§ 7 der neuen Fassung war bisher § 8 der 
alten Fassung 
 
a) Zulässigkeit der pauschalen Besteuerung  
 

Das Bundesverwaltungsgericht hatte mit 
Urteilen vom 13.04.2005 die Zulässigkeit 
des Stückzahlmaßstabes bei Spielappa-
raten mit Gewinnmöglichkeit zunächst 
stark eingeschränkt. Der Stückzahlmaß-
stab war danach zwar nicht schlechthin 
unzulässig, sondern nur dann, wenn die 
Abweichungen der Einspielergebnisse 
von dem Durchschnitt innerhalb einer 
Gemeinde zu einer Schwankungsbreite 
von mehr als 50 % führen (im Einzelnen 
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ausgelöst werden können. 
 
(3) Tritt im Laufe eines Kalendermonats an die 

Stelle eines Apparates ein gleichartiger Ap-
parat, so wird die Steuer für diesen Kalen-
dermonat nur einmal erhoben. 

 
(4) Der Halter hat die erstmalige Aufstellung 

eines Apparates vor dessen Aufstellung, je-
de Änderung hinsichtlich Art und Anzahl der 
Apparate an einem Aufstellort bis zum 7. 
Werktag des folgenden Kalendermonats 
schriftlich anzuzeigen. Bei verspäteter An-
zeige bezüglich der Entfernung eines Appa-
rates gilt als Tag der Beendigung des Hal-
tens der Tag des Anzeigeneingangs. Ein 
Apparatetausch im Sinne des Abs. 3 
braucht nicht angezeigt zu werden. 

 
(5) Die Steuer beträgt je Apparat und angefan-

genen Kalendermonat bei der Aufstellung 
 

1. in Spielhallen oder ähnlichen Unter-
nehmen (§ 1 Nr. 6 a)  
je Apparat mit Gewinnmöglichkeit 

 15 v.H. des Spieleinsatzes 
bei Apparaten ohne Gewinnmöglichkeit 
35,00 € 

 
2. in Gastwirtschaften und sonstigen Orten 

(§ 1 Nr. 6 b)  
je Apparat mit Gewinnmöglichkeit 
15 v.H. des Spieleinsatzes  
bei Apparaten ohne Gewinnmöglichkeit 
25,00 € 
 

3. in Spielhallen, Gastwirtschaften und an 
sonstigen Orten (§ 1 Nr. 6 a und b) bei 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(2)  Die Steuer beträgt je Apparat und ange-
fangenen Kalendermonat bei der Aufstel-
lung 
1. in Spielhallen oder ähnlichen Unter 
   nehmen (§ 1 Nr. 5 a) bei 

   Apparaten mit Gewinnmöglichkeit  
  138,00 € 

  Apparaten ohne Gewinnmöglichkeit 
 31,00 € 

 2. in Gastwirtschaften und sonstigen  Or-
ten (§ 1 Nr. 5 b) bei 

  Apparaten mit Gewinnmöglichkeit 
 46,00 € 

  Apparaten ohne Gewinnmöglichkeit 
 23,00 € 

 
(3)  Besitzt ein Apparat mehrere Spieleinrich-

tungen, so gilt jede dieser Einrichtungen als 
ein Apparat. Apparate mit mehr als einer 

vergleiche den Schnellbrief Nr. 78 vom 
14.07.05). Das Bundesverfassungsge-
richt hat der Anwendbarkeit des Stück-
zahlmaßstabs dann in einem Beschluss 
zum Hamburgischen Spielgerätesteuer-
gesetz vom 04.02.2009 (Az. 1 BvL 8/05) 
den Boden entzogen. Das Bundesverwal-
tungsgericht hat die Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts mit Urteil 
vom 09.06.2010 (Az. 9 CN 1.09) nach-
vollzogen und klargestellt, dass der 
Stückzahlmaßstab das Gebot steuerli-
cher Belastungsgleichheit seit dem 
01.01.1997 generell verletzt, ohne dass 
es auf die Schwankungsbreiten der Ein-
spielergebnisse der Automaten im Sat-
zungsgebiet ankommt. Die Mustersat-
zung stellte als Reaktion auf die Urteile 
daher nicht mehr auf den Stückzahlmaß-
stab ab, sondern auf eine Regelbesteue-
rung nach den Einspielergebnissen.  
 
Es ist aufgrund von Beispielsberechnun-
gen derzeit davon auszugehen, dass bei 
einem Steuersatz zwischen 8 und 10 % 
des Einspielergebnisses das bisherige 
Steueraufkommen gehalten werden 
kann. Es ist aber nicht ausgeschlossen, 
dass dies nicht in jeder Kommune der 
Fall ist. Der durchschnittliche Steuersatz 
beträgt im Jahr 2013 13,5 %. 
 
In einem Beschluss vom 26.10.2011 (Az.: 
9 B 16/11) führt das Bundesverwaltungs-
gericht aus, dass mit zunehmendem 
Zeitablauf die rechtliche Rechtfertigung 
für die Verwendung der Bemessungs-
grundlage Einspielergebnis schwinde. 
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Apparaten, mit denen Gewalttätigkeiten 
gegen Menschen und/oder Tiere darge-
stellt werden oder die die Verherrli-
chung oder Verharmlosung des Krieges 
oder pornographische und die Würde 
des Menschen verletzende Praktiken 
zum Gegenstand haben        500 Euro 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Spieleinrichtung sind solche, an denen 
gleichzeitig zwei oder mehr Spielvorgänge 
ausgelöst werden können. 

 
 
 
 
 
 

§ 9 
Nach der Größe des benutzten Raumes 
 
(1) Für die Veranstaltungen nach § 1 Nrn. 1 – 

2 ist die Pauschalsteuer nach der Größe 
des benutzten Raumes zu erheben, wenn 
kein Eintrittsgeld erhoben wird. Die Größe 
des Raumes berechnet sich nach dem Flä-
cheninhalt der für die Veranstaltung und die 
Teilnehmer bestimmten Räume einschließ-
lich des Schankraumes, aber ausschließlich 
der Küche, Toiletten und ähnlichen Neben-
räumen. Entsprechendes gilt für Veranstal-
tungen im Freien. 
 

(2) Die Pauschalsteuer beträgt je Veranstal-
tungstag und angefangene zehn Quadrat-
meter Veranstaltungsfläche in geschlosse-
nen Räumen 1,00 Euro. Bei Veranstaltun-
gen im Freien beträgt die Pauschalsteuer 
0,60 Euro je Veranstaltungstag und ange-
fangene zehn Quadratmeter Veranstal-
tungsfläche. Endet eine Veranstaltung erst 
am Folgetag, wird ein Veranstaltungstag für 
die Berechnung zu Grunde gelegt. 

 
(3) Die Gemeinde Rosendahl kann den Steu-

erbetrag mit dem Veranstalter vereinbaren, 
wenn die Ermittlung der Veranstaltungsflä-

Dies wird vor allem damit begründet, 
dass in den kommenden Jahren nur noch 
Geldspielautomaten auf dem Markt sein 
werden, die aufgrund ihrer technischen 
Ausstattung in der Lage sein werden, den 
Spieleinsatz im Zählwerkausdruck darzu-
stellen. Die Mustersatzung schlägt daher 
für den Zeitraum ab 2014 den Steuer-
maßstab des „Spieleinsatzes“ vor. 
 
Die vorgeschlagenen Steuersätze ent-
sprechen denen der Stadt Billerbeck. 
 

Gewaltspielautomaten 
 

Was bisher auf der Grundlage des Ver-
gnügungssteuergesetzes unzulässig war, 
lässt sich auf der Grundlage des KAG 
verwirklichen: Die Erhebung der Steuer 
kann mit dem Lenkungszweck verbunden 
werden, die Verbreitung von Gewaltspiel-
automaten und ähnlichen Geräten einzu-
dämmen. Ein entsprechender Formulie-
rungsvorschlag ist in der Satzung enthal-
ten. 
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§ 8 
Nach der Roheinnahme 

 
(1) Die Steuer ist, soweit sie nicht nach den 

Vorschriften der §§ 4 bis 7 festzusetzen ist, 
nach der Roheinnahme zu berechnen. Als 
Roheinnahme gelten sämtliche vom Veran-
stalter gemäß § 4 Abs. 5 von den Teilneh-
mern erhobenen Entgelte. 

 
 
(2) Die Roheinnahmen sind der Gemeinde Ro-

sendahl spätestens 7 Werktage nach der 
Veranstaltung zu erklären. Bei regelmäßig 
wiederkehrenden Veranstaltungen sind die 
Erklärungen monatlich bis zum 7. Werktag 
des nachfolgenden Monats abzugeben. 

 
(3) Der Steuersatz beträgt 22 v. H. Die Ge-

meinde Rosendahl kann den Veranstalter 
von dem Einzelnachweis der Höhe der 
Roheinnahme befreien und den Steuerbe-
trag mit ihm vereinbaren, wenn dieser 
Nachweis im Einzelfalle besonders schwie-
rig ist. 

 
 

III. Gemeinsame Bestimmungen 
 

§ 9 
Anmeldung und Sicherheitsleistung 

 
(1) Die Veranstaltungen nach § 1 Nrn. 1 – 5 

sind spätestens zwei Wochen vor deren 
Beginn bei der Gemeinde Rosendahl 

che besonders schwierig ist. 
 
 

§ 10 
Nach der Roheinnahme 

 
(1) Die Pauschalsteuer ist, soweit sie nicht 

nach den Vorschriften der §§ 7, 8 und 9 
festzusetzen ist, nach der Roheinnahme zu 
berechnen. Der Steuersatz beträgt 22 v. H. 
Als Roheinnahme gelten sämtliche vom 
Veranstalter gemäß § 6 Abs. 2 von den 
Teilnehmern erhobenen Entgelte. 

 
(2) Die Roheinnahmen sind der Gemeinde Ro-

sendahl spätestens 7 Werktage nach der 
Veranstaltung zu erklären. Bei regelmäßig 
wiederkehrenden Veranstaltungen sind die 
Erklärungen monatlich bis zum 7. Werktag 
des nachfolgenden Monats abzugeben. 

 
(3) Die Gemeinde Rosendahl kann den Veran-

stalter von dem Einzelnachweis der Höhe 
der Roheinnahme befreien und den Steu-
erbetrag mit ihm vereinbaren, wenn dieser 
Nachweis im Einzelfalle besonders schwie-
rig ist. 

 
 

 
IV. Gemeinsame Bestimmungen 

 
§ 11 

Anmeldung und Sicherheitsleistung 
 

(1)  Die Veranstaltungen nach § 1 Nrn. 1 – 4 
sind spätestens zwei Wochen vorderen 
Beginn bei der Gemeinde Rosendahl an-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 11 der alten Fassung wird zu § 9 der neu-
en Fassung. 
 



 - 12 -

schriftlich anzumelden. Bei unvorbereiteten 
und nicht vorherzusehenden Veranstaltun-
gen ist die Anmeldung an dem auf die Ver-
anstaltung folgenden Werktage nachzuho-
len. Veränderungen, die sich auf die Höhe 
der Steuer auswirken, sind umgehend an-
zuzeigen. 

 
(2) Bei mehreren aufeinander folgenden oder 

regelmäßig stattfindenden Veranstaltungen 
nach § 1 Nr. 1 – 3 eines Veranstalters am 
selben Veranstaltungsort ist eine einmalige 
Anmeldung ausreichend. Im Einzelfall kön-
nen abweichende Regelungen getroffen 
werden. 
 

(3) Die Gemeinde Rosendahl ist berechtigt, 
eine Sicherheitsleistung in Höhe der vo-
raussichtlichen Steuerschuld zu verlangen.  

 
 
 
 
 
 
 

§ 10 
Entstehung des Steueranspruches 

 
Der Vergnügungssteueranspruch entsteht mit 
Abschluss der Veranstaltung, im Falle der Be-
steuerung nach § 7 mit der Aufstellung des 
Apparates an den in § 1 Nr. 6 genannten Orten. 
 
 

§ 11 
Festsetzung und Fälligkeit 

 

zumelden. Bei unvorbereiteten und nicht 
vorherzusehenden Veranstaltungen ist die 
Anmeldung an dem auf die Veranstaltung 
folgenden Werktage nachzuholen. Verän-
derungen, die sich auf die Höhe der Steuer 
auswirken, sind umgehend anzuzeigen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2)  Die Gemeinde Rosendahl ist berechtigt, 

eine Sicherheitsleistung in Höhe der vo-
raussichtlichen Steuerschuld zu verlangen. 
Bei mehreren geplanten Veranstaltungen 
innerhalb eines Kalendermonats ist der Ge-
samtbetrag dieses Monats maßgebend. Die 
Sicherheitsleistung beträgt im Falle des § 1 
Nr. 4 mindestens 10.000 Euro. 

 
 

§ 12 
Entstehung des Steueranspruches 

 
Der Vergnügungssteueranspruch entsteht im 
Falle der Pauschalsteuer nach § 8 mit der Auf-
stellung des Apparates an den in § 1 Nr. 5 ge-
nannten Orten, ansonsten mit dem Abschluss 
der Veranstaltung. 
 

§ 13 
Festsetzung und Fälligkeit 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
§ 9 Absatz 2 der neuen Fassung wird einge-
fügt. § 11 Absatz 2 der alten Fassung wird zu 
§ 9 Absatz 3 der neuen Fassung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 12 der alten Fassung wird zu § 10 der 
neuen Fassung. 
 
 
 
 
 
 
§ 13 der alten Fassung wird zu § 11 der 
neuen Fassung. 
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(1) Die Steuer wird mit Steuerbescheid festge-
setzt und ist innerhalb von einem Monat 
nach Bekanntgabe des Steuerbescheides 
zu entrichten.  

 
(2) Die Gemeinde Rosendahl ist berechtigt, bei 

regelmäßig wiederkehrenden Veranstaltun-
gen die Steuer für einzelne Kalenderviertel-
jahre im Voraus festzusetzen. In diesen Fäl-
len ist die Steuer für das jeweilige Kalen-
dervierteljahr zum 15. Februar, 15. Mai, 15. 
August und 15. November zu entrichten. 
Die Steuer kann auf Antrag zu je einem 
Zwölftel des Jahresbetrages am 15. jeden 
Kalendermonats entrichtet werden. 

 
(3) Bei Apparaten mit Gewinnmöglichkeit im 

Sinne des § 7 ist der Steuerschuldner ver-
pflichtet, bis zum 15. Tag nach Ablauf eines 
Kalendervierteljahres der Gemeinde eine 
Steuererklärung nach amtlich vorgeschrie-
benem Vordruck einzureichen. Bei der Be-
steuerung nach den Spieleinsätzen sind 
den Steuererklärungen Zählwerk-
Ausdrucke für den jeweiligen Abrechnungs-
zeitraum beizufügen, die als Angaben min-
destens Geräteart, Gerätetyp, Gerätenum-
mer, die fortlaufende Nummer des Zähl-
werkausdruckes und die für eine Besteue-
rung nach § 7 notwendigen Angaben ent-
halten müssen. 

 
 

§ 12 
Verspätungszuschlag und Steuerschätzung  

 
(1) Die Festsetzung eines Verspätungszu-

schlages bei Nichtabgabe oder nicht fristge-

 
 
 
 
 

(1)  Die Gemeinde Rosendahl ist berechtigt, 
bei regelmäßig wiederkehrenden Veranstal-
tungen die Pauschalsteuer für einzelne Ka-
lendervierteljahre im Voraus festzusetzen. 
In diesen Fällen ist die Steuer für das jewei-
lige Kalendervierteljahr zum 15. Februar, 
15. Mai, 15. August und 15. November zu 
entrichten. Die Steuer kann auf Antrag zu je 
einem Zwölftel des Jahresbetrages am 15. 
jeden Kalendermonats entrichtet werden. 
 

(2) Die Vergnügungssteuer, die für zurücklie-
gende Zeiträume festgesetzt wird, ist inner-
halb eines Monats nach Bekanntgabe des 
Steuerbescheides zu entrichten. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Zu § 11 der neuen Fassung: 
 
Die Regelung des § 11 Abs. 2 Satz 2 muss 
ggf. an die Möglichkeiten der EDV und der 
eingesetzten Software angepasst werden. 
 
In § 11 Abs. 1 ist nunmehr geregelt, dass die 
Steuer mit Steuerbescheid festgesetzt wird. 
Bislang war die Steuererklärung einzureichen 
und die unbeanstandete Entgegennahme der 
Steuererklärung galt als Steuerfestsetzung. 
In der Praxis hat sich gezeigt, dass der Ver-
zicht auf einen formellen Steuerbescheid zu 
großen Unsicherheiten führt. So fehlt es 
mangels formellen Bescheides an einer 
Rechtsmittelbelehrung, so dass die Be-
standskraft erst nach einem Jahr eintritt. Im 
Übrigen wird uns aus dem Mitgliedsbereich 
berichtet, dass der Kreis der Steuerpflichti-
gen in der Regel recht gering ist, so dass 
auch der verwaltungsseitige Mehraufwand 
für die Bescheiderstellung überschaubar 
bleibt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die §§ 12 und 13 der neuen Fassung werden 
eingefügt. 
 
 



 - 14 -

rechter Abgabe einer Steuererklärung er-
folgt nach der Vorschrift des § 152 der Ab-
gabenordnung in der jeweils geltenden 
Fassung. 

 
(2) Soweit die Gemeinde die Besteuerungs-

grundlagen nicht ermitteln oder berechnen 
kann, kann sie sie schätzen. Es gilt § 162 
Abgabenordnung in der jeweils geltenden 
Fassung. 

 
 

§ 13 
Steueraufsicht und Prüfungsvorschriften 

 
Die Gemeinde ist berechtigt, jederzeit zur 
Nachprüfung der Steuererklärungen und zur 
Feststellung von Steuertatbeständen die Ver-
anstaltungsräume zu betreten, Geschäftsunter-
lagen einzusehen und die Vorlage aktueller 
Zählwerkausdrucke zu verlangen. 
 
 

§ 14 
Ordnungswidrigkeiten  

 
Ordnungswidrig im Sinne von § 20 Abs. 2 
Buchstabe b) des Kommunalabgabengesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen vom 21. Ok-
tober 1969 - in der aktuell geltenden Fassung - 
handelt, wer als Veranstalter vorsätzlich oder 
leichtfertig folgenden Vorschriften bzw. Ver-
pflichtungen zuwiderhandelt: 
 
1. § 4 Abs. 1: Ausgabe von Eintrittskarten 
2. § 4 Abs. 2: Hinweis auf die Eintrittspreise 
3. § 4 Abs. 1: Vorlage der Eintrittskarten  bei 
  der Anmeldung der Veranstal-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 14 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Ordnungswidrig im Sinne von § 20 Abs. 2 
Buchstabe b) des Kommunalabgabengesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen vom 21. Ok-
tober 1969, in der jeweils geltenden Fassung, 
handelt, wer als Veranstalter vorsätzlich oder 
leichtfertig folgenden Vorschriften bzw. Ver-
pflichtungen zuwiderhandelt: 
 
1. § 5 Abs. 1: Ausgabe von Eintrittskarten 
2. § 5 Abs. 2: Hinweis auf die Eintrittspreise 
3. § 5 Abs. 3: Vorlage der Eintrittskarten bei 
  der Anmeldung der Veranstal-
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  tung 
4. § 4 Abs. 3: Führung und Aufbewahrung 

des Nachweises über die aus-
gegebenen Eintrittskarten  

5. § 4 Abs. 4: Abrechnung der Eintrittskarten 
6. § 5 Abs. 2: Erklärung des Spielumsatzes 
7. § 7 Abs. 4: Anzeige der erstmaligen Auf-

stellung eines Spielapparates 
sowie Änderung (Erhöhung) 
des Apparatebestandes 

8. § 8 Abs. 2: Erklärung der Roheinnahmen 
9. § 9 Abs. 1: Anmeldung der Veranstaltung 

und umgehende Anzeige von 
steuererhöhenden Änderungen 

10. § 11 Abs. 3: Einreichung der Steuererklä- 
  rung 
11. § 11 Abs. 3: Einreichung der Zählwerkaus- 
  drucke 
 
 

§ 15  
In-Kraft-Treten 

 
Die Satzung tritt zum 01.01.2016 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Vergnügungssteuersatzung 
der Gemeinde Rosendahl vom 10. März 2003 
außer Kraft. 
 
 
 

  tung 
4. § 5 Abs. 4: Führung und Aufbewahrung  
  des Nachweises über die 
  ausgegebenen Eintrittskarten 
5. § 5 Abs. 5: Abrechnung der Eintrittskarten 
6. § 7 Abs. 2: Erklärung des Spielumsatzes 
7. § 8 Abs. 5: Anzeige der erstmaligen Auf- 
  stellung eines Spielapparates 
  sowie Änderung (Erhöhung)  
  des Apparatebestandes 
8. § 10 Abs. 2: Erklärung der Roheinnahmen 
9. § 11 Abs. 1: Anmeldung der Veranstaltung 
  und umgehende Anzeige von 
  steuererhöhenden Änderungen 
 

 
 
 

 
 

§ 15 
Inkrafttreten 

 
Diese Vergnügungssteuersatzung tritt rückwir-
kend zum 1. Januar 2003 in Kraft.  
Gleichzeitig tritt die Vergnügungssteuersatzung 
der Gemeinde Rosendahl vom 18. Oktober 
1988 außer Kraft. 
 
 
 

 


